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I. Bekanntmachungen der Alliierten
Alliierte Kontroilbehörde 

Kontrollrat

Gesetz Nr. 21 
Deutsches Arbeitsgerichtsgesetz 4

Der Kontrollrat hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel I

Zur Beilegung von Streitigkeiten in Arbeitssachen 
werden örtliche und Berufungsarbeitsgerichte in ganz 
Deutschland errichtet.

Artikel II
Die Arbeitsgerichte sind, unter Ausschluß der ordent­

lichen Gerichte, ohne Rücksicht auf den Wert des Streit­
gegenstandes für die folgenden bürgerlichen Rechtsstrei­
tigkeiten zuständig:

1. Streitigkeiten zwischen Tarifkollektivvertrags­
parteien oder zwischen diesen und Dritten aus Tarif­
kollektivverträgen oder über das Bestehen oder Nicht­
bestehen von Tarifkollektiv vertragen:; ferner Streitig­
keiten zwischen tarifkollektivvertragsfähigen Parteien 
oder zwischen diesen und Dritten aus unerlaubten Hand­
lungen, sofern es sich um Maßnahmen zu Zwecken des 
Arbeitskampfes oder um Fragen der Vereinigungsfreiheit 
handelt

2. Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern aus dem Arbeite- oder Lehrverhältnis, über das 
Bestehen oder Nichtbestehen eines Arbeits- oder Lehr­
vertrages oder aus Verhandlungen über die' Eingehung 
eines Arbeits- odeT Lehrvertrages und aus dessen Nach­
wirkungen; ferner Streitigkeiten aus unerlaubten Hand­
langen, soweit diese mit dem Arbeits- oder Lehrverhältnis 
im Zusammenhang stehen. Ausgenommen sind:

a) Streitigkeiten, deren Gegenstand die Erfindung 
eines Arbeitnehmers bildet, soweit es sich nicht nur um 
Ansprüche auf eine Vergütung oder Entschädigung für 
die Erfindung handelt.

b) Streitigkeiten der nach Artikel 481 des Handels­
gesetzbuchs zur Schifisbesatzung gehörenden Personen.

3. Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern aus ge­
meinsamer Arbeit und aus unerlaubten Handlungen, so­
weit diese mit dem Arbeits- oder Lehrverhältnis im Zu­
sammenhang stehen.

4. Streitigkeiten aus Vereinbarungen zwischen Arbeit­
gebern und Arbeitnehmern über Arbeitsbedingungen, Ge­
sundheitsschutz und Unfallverhütung.

5. Streitigkeiten bezüglich Auslegung von Verein­
barungen zwischen Betriebsräten und Arbeitgebern.

Artikel III
Die deutschen Arbeitsgerichte unterstehen, lediglich 

zum Zwecke der Verwaltung, den deutschen Provinz­
oder Landesarbeitsbehörden. Diese Behörden dürfen auf 
Entscheidungen der Arbeitsgerichte keinerlei Einfluß 
nehmen und sie weder außer Kraft setzen noch abändern.

Artikel IV
1. Die örtlichen Arbeitsgerichte sind Gerichte ersten 

Rechtszuges, ohne Rücksicht auf den Wert des Streit­
gegenstandes.

2. Die Berufungsarbeitsgerichte entscheiden als Ge­
richte zweiten Rechtszuges über die Berufung gegen Ent­
scheidungen der örtlichen Arbeitsgerichte. Diese Ent­
scheidungen unterliegen der Berufung, wenn der Streit­
wert den von der Provinz- oder Landesarbeitsbehörde 
festgesetzten Betrag erreicht oder übersteig!, oder wenn 
•das örtliche Arbeitsgericht entscheidet wegen des Vor- 
liegens einer Frage, die ihrem Wesen nach von grund­
sätzlicher Bedeutung ist, die Berufung gegen sein Urteil 
zuzulassea, obgleich der Streitwert unter dem festgesetz­
ten Betrag liegt Das Gericht hat in einem derartigen 
Falle seine Entscheidung, gegen das Urteil die Berufung 
zuzulassen, mit Gründen zu versehen.

Die Zonenbefehlshaber können in Ermangelung eines 
deutschen obersten Arbeitsgerichts ein oSer mehrere Ge^. 
richte höheren Rechtszuges als Gerichte, letzten Rechts­
zuges in Arbeitsstreitigkeiten bestimmen.

Artikel V

Jedes Arbeitsgericht besteht aus einem Vorsitzenden 
oder stellvertretenden Vorsitzenden. und aus Beisitzern. 
Die Beisitzer werden in gleicher Anzahl aus den Kreisen 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer entnommen. Alle 
Mitglieder müssen anerkannt.. demokratische Anschau­
ungen haben.

Artikel VI
L Bei der Auswahl und Bestellung von Vorsitzenden 

und stellvertretenden Vorsitzenden von Arbeitsgerichten 
ist folgendermaßen zu verfahren:

a) Der Vorsitzende und der stellvertretende Vor­
sitzende sollen besondere Befähigung in Arbeitsange­
legenheiten haben, und auf Grund ihrer früheren Tätig­
keit, ihrer Ausbildung oder der Obliegenheiten, die sie 
in Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberverbänden ausgeübt 
haben, fähig sein, richterliche Aufgaben wahrzunehmen. 
Sie brauchen nicht Berufsrichter zu sein; die Vorsitzen­
den und stellvertretenden Vorsitzenden der Berufungs- . 
gerichte müssen jedoch entsprechende juristische Be­
fähigung haben.

b) Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
schlagen den Provinz- oder Landesarbeitsbehörden An­
wärter für das Amt des Vorsitzenden oder stellvertre­
tenden Vorsitzenden vor. Diese Vertreter benennen jeder 
für sich eine solche Anzahl von Anwärtern, als der Zahl 
der zu besetzenden Stellen entspricht.

c) Die Provinz- oder Landesarbeitsbehörden stellen 
eine Anwärterliste für die Stellen der Vorsitzenden und 
stellvertretenden Vorsitzenden aus den von den Vertre­
tern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber eingereichten 
Vorschlagslisten zusammen. Sie können daneben Per­
sonen, die nicht von den Vertretern empfohlen sind, als 
Anwärter vorschlagen. Nach Beratschlagung mit den 
obengenannten Vertretern reichen dann die Provinz- oder 
Landesarbeitsbehörden der höchsten Provinz- oder Landes­
behörde, zusammen mit den von den Vertretern der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber ursprünglich gemachten 
Empfehlungen, eine Anwärterliste ein. Die genannte 
höchste Provinz- oder Landesbehörde nimmt sodann die 
Berufungen vor.


